Redaktion, Verlag und Druck 
von R. Graßmann, Schulzenſtraße 17. 


Inſerate: Die Petitzeile 1 Sgr. 
Als Beilage Donnerſtag und Sonntag der 
Stettiner Hausfreund. 


stettiner Zeitung. 


Preis in Stettin vierteljährlich 1 Thlr., 
monatlich 10 Sgr., 
mit Boteulohn viertelj. 1 Thlr. 7½ Sgr 
monatlich 12½ Sgr.; 
für Preußen viertel. 1 Thlr. 5 Sgr. 


67. 


Deutſchland. 

Berlin, 9. Februar. Das Königl. Ober⸗Tribunal hielt am 
Mittwoch wieder eine geheime Plenarſitzung, die ſo plötzlich eintrat, 
daß die bereits (anberaumten Termine für Strafſachen ausgeſetzt 
werden mußten. Wie wir hören, hat dasſelbe die Angelegenheit 
in Betreff der Abgeordneten Tweſten und Frentzel betroffen, und 
vermuthet man, daß namentlich auch die „Indiskretion“ über dieſe 
Verhandlung mit zur Sprache gekommen ſei. 

— Se. K. H. der Kronprinz nahm geſtern die Meldungen 
des Hauptmanns v. Bagenski vom 7. pommerſchen Infanterie-Re⸗ 
giment Nr. 54 und des Lieutenants v. Stülpnagel vom pommer⸗ 
ſchen Jäger-Bataillon Nr. 2 entgegen. r 

— Dem Kapitän⸗-Lieutenant Mac Lean, früherem Komman- 
danten des „Blitz“, iſt neulich das Diplom eines Ehrenbürgers von 
Sylt von der Inſel zugeſchickt worden. (Herr Mac Lean kom⸗ 
mandirte bekanntlich das Schrauben-Kanonenboot „Blitz“ und nahm 
den bekannten däniſchen Kapitän Hammer in der Nähe der Inſel 
Sylt gefangen.) 

— Der rheiniſche Civil⸗Senat des Ober⸗Tribunals verhandelte 
geſtern abermals die Frage wegen der Stellvertretungskoſten der 
Abgeordneten. Es handelte ſich diesmal beſonders um die Abge⸗ 
ordneten aus Hohenzollern und außerdem um vier rheiniſche Ab- 
geordnete. Es wurde zunächſt die Sache gegen den Kreisrichter 
Abg. Riefenſtahl verhandelt. Juſtizrath Dorn war wiederum Ver⸗ 
treter der Abgeordneten. Die Entſcheidung fiel wieder, wie in den 
früheren Fällen, zu Ungunſten der Abgeordneten. Durch dieſe 
Entſcheidung ſind denn auch die übrigen noch vorliegenden Fälle 
zu Gunſten des Fiskus erledigt. 

Danzig, 7. Februar. Eine Adreſſe, welche die auf geſtern 
ins Schützenhaus hierſelbſt zuſammenberufene Wählerverſammlung 
in Betreff der bekannten Obertribunals⸗Entſche idung an das Ab⸗ 
geordnetenhaus zu richten beſchloſſen hatte, iſt heute, wie die Weſt⸗ 
preuß. Ztg. meldet, polizeilich in Beſchlag genommen worden. 

Bartenſtein (Oſtpr.), 4. Februar. Der „Oſtpr. Ztg.“ 
entlehnen wir nachſtehenden Bericht: Am 1. d. Mts. wurde hier 
ein Aufruhrprozeß verhandelt, bei welchem über 20 Perſonen be- 
theiligt waren. Die Dorfſchaft Tiefenthal baute im Sommer ein 
neues Schulhaus und auch die Handwerker und Arbeitsleute joll- 
ten zu den Koſten beitragen; ſie verweigerten aber die Zahlung 
und erhielten vom Amte Kobbelbude Exekution. Als der Amts- 
wachtmeiſter Pelz in Aſſiſtenz der Gemeindebeamten zur Abpfändung 


ſchreiten wollte, traten die inzwiſchen zuſammengekommenen Arbeiter 
im mit der Erklärung entgegen, ſie ſtänden Alle für Einen und 
Einer für Alle und würden Gewalt brauchen, wenn von ihren 
Gegenſtänden etwas angerührt werde. 


Auf ein gegebenes Kom- 
mando wurden die Thüren der Häuſer geſchloſſen und der Schnei- 
der Kloß, Arbeitsmann Lötzke und Höflich (alle drei Baptiſten), 
der Böttcher Reinle und Schneider Hermann reizten die Uebrigen 
zum Widerſtande, ſo daß die Beamten ſich gezwungen ſahen, von 
der Pfändung abzuſtehen. Die Staatsanwaltſchaft hatte nun An- 
klage erhoben und beantragte gegen die Rädelsführer 9, gegen die 
Uebrigen 6 Monate Gefängniß. Der Gerichtshof verurtheilte die 
Angeklagten indeß jedoch nur zu Gefängniß von 4 bezüglich 2 
Wochen. > 

Köln, 7. Februar. Vor dem hieſigen Zuchtpolizeigerichte 
begannen heute Vormittag die (noch nicht beendeten) Verhandlun⸗ 
gen wegen der von Seiten der Staatsbehörde inkriminirten Vor- 
gänge und Veröffentlichungen in Betreff des viel beſprochenen Ab- 
geordnetenfeſtes vom 22. und 23. Juli vorigen Jahres. So weit 
dieſe Vorgänge und Schriftſtücke, in der vormittägigen Sitzung bis 
zum Schluſſe derſelben verhandelt wurden, ſtellte das Oeffentliche 
Miniſterium unter Annahme mildernder Umſtände in allen bezüg⸗ 
lichen Fällen Strafanträge auf 25 und bez. 50 Thlr. Geldbuße 
gegen Herrn Claſſen-Kappelmann und dieſelben Anträge gegen den 
verantwortlichen Redakteur der Kölniſchen Zeitung, ſowie einen 
Strafantrag auf 50 Thlr. Geldbuße gegen den verantwortlichen 
Redakteur der Kölniſchen Blätter. Die Publikation der diesfälligen 
Urtheile iſt auf 8 Tage ausgeſetzt. Die weiteren Verhandlungen 
werden heute Nachmittag fortgeſetzt. 

Itona, 6. Februar. In der Klageſache gegen den Re- 
dakteur May war heute auf dem Rathhauſe der erſte Termin; der 
Angeklagte wurde durch den Senator Groth vernommen. 

Eckernförde, 6. Februar. Die „Eckernf Ztg.“ ſchreibt: 
Verſchiedene Blätter bringen die Mittheilung, daß kürzlich gegen 
70 Seeleute durch Altona paſſirt ſind, welche für die egyptiſche 
Marine in Kiel und Eckernförde angeworben ſeien. Da uns dieſe 
Nachricht hinſichtlich unſerer Stadt etwas auffällig erſchten, haben 
RR nähere Erkundigungen darüber eingezogen, welche ergeben, daß 

an Sirene Nichts von einer derartigen Anwerbung weiß. 
für das atzeburg, 6. Februar. Das „Offizielle Wochenblatt“ 
Ei Prnſund bun veröffentlicht folgende Miniſterial-Verfügung: 
Ä 965 5 der in Nr. 16 des „Offiziellen Wochenblatts“ von 
abgedruckten „proviſoriſchen Wegeordnung für das Herzogthum 
Lauenburg vom 5. Auguſt 1865“ hat nicht nur zu einzelnen Be⸗ 
denken gegen den Inhalt geführt, ſondern auch ergeben, daß der 
Erlaß derſelben nicht innerhalb der Kompetenz der vormaligen 
oberſten Civilbehörde der Herzogthümer Schleswig -Holſtein und 
Lauenburg gelegen hat. Die Ausführung und Anwendung der ge- 
dachten Verordnung wird daher hiermit ſiſtirt. Wegen der Nevi- 
ſion und der demnächſt zu erbittenden Allerhöchſten Genehmigung 
derſelben bleibt das Erforderliche vorbehalten. Berlin, 28. Januar 
1866. Königlich preußiſches, Herzoglich lauenburgiſches Staats- 
miniſterium. v. Bismarck. An die Königlich Herzogliche Regie- 
rung in Ratzeburg.“ 
Wien, 7 Februar. Trotz der gehobenen Stimmung, welche 
die Anweſenheit des Kaiferpaares in den Hauptſtädten Ungarns 


der päpſtlichen Regierung“ Minderjährige anwerben. 
teren wurden ebenfalls verhaftet. 
Proteſtanten, aber mit falſchen katholiſchen Taufcertifikaten ausge- 
ſtattet waren. 


und Nordbahnhofe. 
Boulevards des Baſtille Platzes hin nach den Eiſenbahnen von 
Vincennes und Lyon. 
175 unter den Champs Elyſées hin nach dem Boulogner Gehölz 
ren. 


Haußmann iſt. 


nicht in dem ſogenannten Robing 
ſtatt. Schließlich ſei noch bemerkt, daß die Königin bei ihrer Zu⸗ 


Interpellation des Abg. v. Bonin, betreffend die Naturalleiſtungen 


Abendblatt. Freitag, den 9. Februar. 


hervorbrachte, trotz der Begeiſterung, welche beſonders J. M. die 
Kaiſerin durch mancherlei „nationale“ Kundgebungen, wie durch den 
faſt ausſchließlichen Gebrauch der magyariſchen Sprache, die Be⸗ 
nutzung der Nationaltracht, den faſt täglichen Beſuch des National- 
theaters u. ſ. w. in jo hohem Grade erregt, trotz dem Allem ſcheint 
bis jetzt der ungariſche Landtag kein Haar breit von dem weichen 
zu wollen, was man magyarijcherjeits „Rechtskontinuität“ nennt. 
Die große Mehrheit der Abgeordneten ſchaart ſich nur um Deak, 
nachdem ſie ſich vorher verſichert, daß dieſer den Standpunkt von 
1861 nicht verlaſſen wird. Das in Peſt umlaufende Gerücht, daß 
über die Abänderung einiger Punkte des Adreßentwurfs Verhand- 
lungen mit der Regierung gepflogen würden, findet keinen beſon⸗ 


deren Glauben. 1 

Ausland. 
Schweiz. Aus dem Kanton Genf erfährt man, daß die 
dortigen Behörden Individuen verhaften ließen, welche „im Namen 
Dieſe Letz⸗ 
Es ſtellte ſich heraus, daß ſie 


Paris, 6. Februar. Seit einigen Tagen iſt Paris in 
Schrecken geſetzt durch die weiten Projekte des Ingenieurs Edour, 


welcher unter dem Pflaſter der Stadt eben ſo zu wirthſchaften ge⸗ 
denkt, wie der Herr Präfekt Haußmann über dem Pflaſter. Ein 


Strahlenkranz von unterirdiſchen Schienenmegen ſoll vom Palais- 


Royal aus das unterirdiſche Paris durchleuchten. Eine Linie wird 
vom Platz des Palais-Royal aus, der Rue de Rivoli folgend unter 
dem Place de Madelaine, der Rue Tronchet hin nach der Gare 
de St. Lazare führen; die zweite Linie ſoll unter den Hallen hin, 
dann über oder unter der Seine hin, an der Gare von Orleans 
münden. 


Von den Hallen aus führt ein Seitenſtrang unter den 
Boulevards von Sebaſtopol und Straßburg nach dem Straßburger 
Ein zweiter Seitenſtrang führt unter den 


Eine dritte Linie ſoll vom Palais-Noyal 
Sie ſehen, daß Herr Edoux wirklich ein unterirdiſcher 


London, 6. Februar. Die Eröffnungsfeierlichkeit des Par- 
laments, die heute ſtattfand, unterſchied ſich diesmal nur dadurch, 
daß die Thronrede vom Lordkanzler verleſen wurde. Die Beklei⸗ 
dung J. Maj. der Königin mit den Abzeichen ihrer Würde fand 
chamber (Garderoben⸗Zimmer) 


fahrt ſich nicht der altmodiſchen goldenen Glaskutſche bediente, jon- 
dern in einer moderneren achtſpännigen Equipage angefahren kam. 
Mit ihr fuhren die Prinzeſſinnen Helene und Louiſe. Prinz Ar- 
thur und Prinz Chriſtian waren ebenfalls bei der Feierlichkeit an⸗ 
weſend. Auf allen Punkten, die der Zug paſſirte, hatten ſich un⸗ 
gewöhnlich zahlreiche Menſchenmaſſen eingefunden, welche die Königin 
auf's Lebhafteſte begrüßten. 

Spanien. Nach Berichten aus Madrid iſt der Offizier 
Pedro Espinoſa, der ſich bei dem Aufſtandsverſuche in Alcala be⸗ 
theiligt hatte, auf Befehl O'Donnell's erſchoſſen worden. In Ma- 
drid erregte dies allgemeine Entrüſtung. Espinoſa war ein junger 
Mann von 28 Jahren, hatte zwei Kinder und ſeine Frau war 
ſchwanger. Eine mit 6000 Unterſchriften bedeckte Petition wurde 
vom Könige ſelbſt bei der Königin eingereicht. Dieſe wollte be- 
gnadigen, aber O'Donnell drohte mit ſeiner Entlaſſung, und Es⸗ 
pinoſa wurde erſchoſſen. Weitere Erſchießungen ſollen noch bevor- 
ſtehen. O'Donnell glaubt jetzt, ſich nur noch dadurch halten zu 
können, daß er Schrecken um ſich verbreitet. 

5 Landtags⸗Verhandlungen. 

Berlin, 8. Februar. (Haus der Abgeordneten.) 
(Schluß.) Der Abg. Wachsmuth hebt zur Begründung der In- 
terpallation hervor, daß der Inhalt der Geſetze keine Veranlaſſung 
zur Oktroyirung gebe, und daß die Regierung verpflichtet geweſen, 
die betreffenden Verordnungen ſofort dem Landtage in ſeiner erſten 
Sitzung vorzulegen. Der Kriegsminiſter erwidert: Art. 63 
der Verfaſſung ſetzt voraus, daß bei einer Oktropirung ein Noth⸗ 
ſtand vorhanden iſt. Dieſer Nothſtand kann nicht blos eintreten 
in Folge einer allgemeinen Landeskalamität, ſondern auch in Folge 
von übernommenen Verpflichtungen internationaler Natur. Die 
Verordnungen mußten vertragsmäßig in das Jahdegebiet eingeführt 
werden und zu einer beſtimmten Zeit. Dies involvirt für die Re⸗ 
gierung den Nothſtand. Oldenburg hat die betreffenden Steuer- 
geſetze Ende November pnblizirt, fie erſt Mitte Dezember zur Kennt- 
niß der Königlichen Regierung gebracht, und für dieſe lag die 
Verpflichtung ob, dieſelben in das Jahdegebiet einzuführen. Die 
Geſetze ſollten bereits am 1. Januar d. J. im Jahdegebiet Gel- 
tung haben, und ich kann es nur bedauern, wenn die Redaktion 
der Geſetzſammlung dieſe Publikation in ihrem erſten diesjährigen 
Stück vorgenommen und dieſes Stück erſt am 23. Januar erſchie⸗ 
nen iſt. Die Verpflichtung, dem Landtage die Verordnungen vor⸗ 
zulegen und ſeine Zuſtimmung dazu zu beantragen, wird von der 
Regierung in keiner Weiſe verkannt, das betreffende Schriftſtück 
iſt unterwegs und wird in den allernächſten Tagen vorgelegt wer- 
den mit einer Denkſchrift, welche die näheren Berhältniſſe entwickelt. 
Ich bitte den Eingang abzuwarten, ehe Sie in eine Diskuſſion 
eintreten. — Damit iſt dieſer Gegenſtand erledigt. — Der folgende 
Gegenſtand der Tagesordnung iſt die, ebenfalls bereits mitgetheilte 


für die bewaffnete Macht im Frieden und deren Vergütung. Der 
Kriegsminister erklärt ſich auch hier zur Beantwortung bereit 
und zwar auch ohne weitere Begründung der Interpellation. Dieſe 


ſen ꝛc. 


1866. 
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erfolgt jedoch durch den Abg. v. Bonin mit wenigen Worten, 
mit denen er auf die dringende Nothwendigkeit der geſetzlichen Re⸗ 
gelung der Sache hinweiſt. Der Kriegsminiſter erwidert, daß 
nicht blos die Landesvertretung, ſondern auch die Königl. Regie- 
rung von dem Bedürfniſſe der geſetzlichen Regelung durchdrungen 
ſei. Die Regierung laſſe es an Fleiß und gutem Willen nicht 
fehlen, allein es ſeien ſo viele Vorarbeiten und auch eine Ver⸗ 
handlung mit dem Finanz-Minifter nothwendig, daß er zu ſeinem 
Bedauern erklären müſſe, daß er es für zweifelhaft erachte, ob die 
Regierung noch in dieſer Seſſion eine Vorlage werde machen 
können. Die Regierung werde ſich aber ihrer Verpflichtung wohl 
bewußt bleiben. 
Der Präſident erklärt dieſen Gegenſtand hiermit für erle⸗ 
digt. Das Haus ſchreitet darauf zum vierten Punkt der Tages⸗ 
ordnung: Mündlicher Bericht der Kommiſſion für Handel und 
Gewerbe über die Petition des Vorſitzenden des Berliner Arbeiter- 
ereins, Bandow, um Erlaß eines neuen, den Anforderungen der 
Gegenwart entſprechenden und allen Staatsbürgern gleiche Rechte 
gewährenden Paßgeſetzes. Der Antrag der Kommiſſion lautet auf 
Ueberweiſung der Petition an die Königliche Staatsregierung zur 
Berückſichtigung. a 
Referent Hr. Dr. Becker (Dortmund): Meine Herren, die 
uns vorliegende Petition iſt hauptſächlich darauf gegründet, daß 
durch die Handhabung der Paßgeſetzgebung die arbeitenden Klaſſen 
am meiſten beläſtigt werden und ihnen dadurch eine Menge Zeit 
geraubt wird, die fie ſonſt ſehr nützlich verwenden könnten. (Red⸗ 
ner verlieſt verſchiedene Paſſus aus der Petition). Meine Herren, 
bei unferer Paßgeſetzgebung iſt der Umſtand bemerkenswerth, daß 
zwei verſchiedene Inſtitute beſtehen: eines für die höheren Stände 
und eines für die niederen. Stoßen Sie ſich nicht an dem Aus⸗ 
druck „höhere und niedere Stände“; ich habe ihn nicht hineinge⸗ 
bracht, er iſt entnommen dem Geſetz und den Regulativen über die 
Handhabung deſſelben. Unſer heutiges Paßverfahren gegen Arbeiter 
und Handwerker iſt daſſelbe, wie es vor zwei Hundert Jahren ge- 
weſen iſt, obgleich es im Geiſte der alten preußiſch- brandenburgi⸗ 
ſchen Geſetzgebung liegt, daß man keinen Paß nöthig hat. Zur 
Zeit, als die Landsknechte raubend und brennend das Land durch- 
zogen, wurden, da ſie die öffentliche Sicherheit gefährdeten, beſon⸗ 
dere Beſtimmungen erlaſſen; daher ſcheinen denn auch die Beſchrän⸗ 
kungen zu ſtammen, welche gegen die freie Bewegung der Handwerker 
gerichtet ſind. In einer Verordnung aus dem Jahre 1701 wird 
unter der Rubrik „Arme und Bettler“ auch der Handwerksburſchen 
gedacht, weil ſie die öffentliche Sicherheit gefährden, wo ſie in großen 
Maſſen auftreten. In derſelben Zeit wurden auch beſondere Be⸗ 
ſchränkungen gegen die Juden erlaſſen, welche ebenfalls ohne Paß 
nicht durch das Land ziehen durften, weil ſie ſonſt die öffentliche 
Sicherheit gefähren könnten. — Unſer jüngſtes Paßgeſetz ſcheint 
von demſelben Gedanken ausgegangen zu ſein, daß der Handwerks- 
burſche ein gefährlicher Menſch iſt, indem es nicht unterſcheidet 
zwiſchen einem abgedankten Soldner von damals und einem reiſen⸗ 
den Handwerksburſchen. Das Paßgeſetz von 1817 ſtellt 3 Klaſſen 
von Menſchen auf, die eines Paſſes bedürfen: 1) Handwerks- 
gejellen; 2) ſolche, die mit der ordinären Poſt reiſen und 3) Ju- 
den, die nicht Staatsbürger ſind. Hierzu kommt dann noch die 
Polizei⸗Beſtimmung, daß Jeder, der einen Paß hat, ſich denſelben 
viſiren laſſen muß, wenn er ſich 24 Stunden an einem Orte aufhält. 
Im Jahre 1833 iſt nun noch ein beſonderes Regulativ für 
die Handhabung der Paßgeſetzgebung gegenüber den Handwerksbur⸗ 
ſchen erſchienen, welches, auch davon ausgehend, daß fie das Pu- 
blikum beläſtigen und die Sicherheit gefährden, ihnen eine Unmaſſe 
Schwierigkeiten und Beſchränkungen in den Weg legt; ſie müſſen 
z. B. ein ärztliches Atteſt über ihren Geſundheitszuſtand beibrin⸗ 
gen, dürfen nicht über 30 Jahre alt ſein, nicht länger als 5 Jahre 
ſich auf der Wanderſchaft beſinden, müſſen eine vorgeſchriebene 
Menge Kleidung und Wäſche und 5 Thaler baares Geld aufwei⸗ 
Da ſie es nun wegen dieſer Beſchränkungen im Innern 
bald vorzogen, ſich nach dem Auslande zu wenden, ſorgte der 
deutſche Bundestag durch einen im Januar 1835 gefaßten Beſchluß 
dafür, den Uebertritt über die Grenze der deutſchen Länder zu 
verhindern und außerdem auch noch die Bewegung im Innern zu 
erſchweren. So wurde unter anderem auch das Reiſen nach der 
Schweiz verboten. — Von allen dieſen Beſtimmungen tft bis heute 
nichts Weſentliches geändert. (Hört! hört!) Nur die Juden haben 
die läſtigen Beſchränkungen im Jahre 1847 abgeſchüttelt, für 
die Handwerksburſchen ſind ſie beibehalten. Dazu kommt, daß 
die Lage für die Handwerker noch ſchlimmer geworden, und das 
Bedürfniß zu wandern noch größer iſt als früher. — Meine Her⸗ 
ren, darüber iſt kein Zweifel, daß die Geſetze noch beſtehen und 
angewandt werden könnenz es kann aber auch darüber kein 
Zweifel ſein, daß die Regierung die Abſicht hat, dieſelben anzu⸗ 
wenden. Noch 1856 hat die Regierung zu Eöslin eine Verfü⸗ 
gung an die Unterbehörden erlaſſen, worin ſie dieſelben auffordert, 
die größte Strenge bei der Handhabung der Beſtimmungen ob» 
walten zu laſſen. Die Staats-Regierung jagt nun zwar, daß fie 
beabſichtige, ein für alle Staatsbürger gleichmäßiges Paßgeſetz 
vorzubereiten; aber bei der Solidarität der deutſchen Polizei iſt 
es Angeſichts des noch im Jahre 1865 zwiſchen Hannover und 
Sachſen zu Stande gekommenen Paßvertrages mehr als zweifel 
haft. — Meine Herren, der Geiſt tiefer polizeilichen Maßregeln 
ſteht im Widerſpruch mit dem Geift unſerer Verfaſſung. Die 
Petenten verlangen nur ihr gutes Recht, ſie wünſchen die Aufhe 
bung der Beſchränkungen, welche ihnen die Moglichkeit zur 25 
werbung ihres Lebensunterhaltes erſchweren. Meine Herren! 9 er 
hilft den Arbeitern alles Koalitionsrecht, wenn Re 9 55 un 
haben, ſich phyſiſch von einem Orte zum andern 3 
1 5 Den 1 dabei erſt ihre Verhältniſſe zu prüfen? 


Obſolet dürften die Beſtimmungen wohl noch nicht fein, wenn 
man bedenkt, daß unter dem Miniſterium Eulenburg noch eine 
Beſtiumung erlaſſen worden iſt, daß jeder Arbeiter, der in Ber⸗ 
lin 3 Tage arbeitslos, auf den Schub gebracht werden ſoll. Neh⸗ 
men Sie deshalb, meine Herren, meinen Antrag an und verhelfen 
Sie den Arbeitern zu ihrem Recht. (Bravo.) 

Regierungs⸗Kommiſſar Geh. Wenzel: Ich bin zu der Erklä⸗ 
rung ermächtigt, daß die Regierung gegenwärtig mit einer Nevi- 
ſion des Paßweſens beſchäftigt iſt und die vorhandenen Mißſtände, 
die noch an ihm haften, ſei es auf legislativem, ſei es auf admi⸗ 
niftrativem Wege, zu beſeitigen ſuchen wird. (Vice -Präſident 
v. Unruh übernimmt den Vorſttz.) 

Hr. Wagener (Neuſtettin): Ich und meine Freunde ſind 
zwar mit dem Antrage der Kommiſſion einverſtanden, wollen uns 
jedoch nicht durch unſere Abſtimmung für das noch zu erlaſſende 
Koalitionsgeſetz präjudiciren laſſen. 

Herr Dr. Becker: Durch die ſo eben gehörte Erklärung des 
Regierungs⸗Kommiſſars ſtellt ſich die Sache ganz anders. Ich 
ſelbſt zwar nicht, aber die Kommiſſion hat geglaubt, die Regie⸗ 
rung werde in allernächſter Zeit eine Geſetzes-Vorlage über 
das Paßweſen bringen; das wird nun wieder durch die Erklärung 
des Regierungs-Kommiſſarius in weite Ferne gerückt. 

Geh. Rath Wenzel: Ich habe in der Kommiſſion die Er- 
klärung abgegeben, daß die Regierung noch in dieſer Seſſion eine 
Vorlage dem Hauſe machen zu können hoffe. 

Hr. Graf Schwerin: Die heutige Erkärung des Regierungs- 
Kommiſſars iſt von der in der Kommiſſion abgegebenen weſentlich 
verſchieden. Heute iſt von Beſeitigung der Mißſtände auf legislati⸗ 
vem oder adminiſtrativem Wege die Rede. Ich meine nun doch, 
daß die Zeit, den letzteren zu betreten, längſt vorüber iſt, nachdem 
eine Geſetzesvorlage ſchon vor mehreren Jahren zwiſchen Regierung 
und Landesvertretung ſo gut wie zum Abſchluß gebracht war, und 
das Zuſtandekommen des Geſetzes nur an einer vereinzelten Be⸗ 
ſtimmung geſcheitert iſt. Heute kann die Sache nur noch auf dem 
Wege der Geſetzgebung erledigt werden (Zuſtimmung). 

Der Antrag der Kommiſſion wird einſtimmig ange- 
nommen. Es folgt Bericht der Petitions-Kommiſſion 
über die Beſchwerde des Deſtillateur Reinſch zu Sagan wegen 
Verſagung der Konzeſſion zum Kleinhandel mit Getränken. Ste 
wird der Regierung zur Berückſichtigung überwieſen. Die Be- 
rathung über die beiden Petitionen des Kirchenrathes der Fatholi- 
ſchen Geminde zu Birresborn, wegen Bewilligung eines Staats- 
gehalts für feinen Pfarrer, und die des Bauerhofsbeſitzer Lutzke 
wegen Verweigerung des Abendmahls wird ausgeſetzt, weil fie 
die Anweſenheit des Kultusminiſters verlangt. 

Schluß der Sitzung 4½ Uhr. Nächſte Sitzung heut Freitag 
10 Uhr (Antrag v. Hoverbeck). 


Pommern. 

Stettin, 9. Februar. (Sitzung der polytechni⸗ 
ſchen Geſellſchaft vom 2. Februar 1866.) (Schluß.) 

Herr Dr. Delbrück machte hierauf einige Mittheilungen 
über neuere Verbeſſerugen an Dampfkeſſeln. Er beſchrieb zunächſt 
die von Harriſon konſtruirten gußelſernen Dampfkeſſel. Ein ſolcher 
Keſſel beſteht aus einer großen Zahl von gußeiſernen Kugeln von 
8 Zoll Durchmeſſer und 7 Zoll Wandſtärke. Je vier ſolcher 
Kugeln, durch Hälſe verbunden, bilden 1 Gußſtück. Die einzelnen 
Gußſtücke werden durch ſtarke Schrauben mit einander verbunden, 
wodurch eine ſogenannte Batterie entſteht. Mehrere ſolcher Bat- 
terien werden beinahe vertikal in einem gemeiuſchaftlichen Feuer- 
raum aufgeſtellt, und die unterſten Kugeln durch ein gemeinſchaft⸗ 
liches Speiſerohr, die oberſten durch ein gemeinſchaftliches Dampf- 
rohr mit einander verbunden. Die Vortheile dieſes Keſſels ſollen 
folgende ſein; er ſichert ſelbſt bei ſehr hohen Dampfſpannungen 
vollſtändig gegen Erplofionen, it leicht von Keſſelſtein frei zu er- 
halten, kann leicht aufgeſtellt und in jede beliebige der Lokalität 
entſprechende Form gebracht werden; die Anlageloſten find billiger 
und das Berdampfungsvermögen mindeſtens eben ſo groß als bei 
den meiſten andern Keſſelkonſtruktionen. Ferner erläuterte Herr 
Dr. Delbrück durch Zeichnung und Beſchreibung die Konftruftion 
der ſogenannten Feldkeſſel von F. Wiſe, die ſich ganz vorzüglich 
für Schiffe eignen ſollen. Herr Obermaſchinenmeiſter Kretſchmer 
bemerkte, daß ein ſolcher Keſſel aus der Fabrik von Aron und 
Gollnow auf der hieſigen Ausſtellung geweſen und eine ehrenvolle 
Anerkennung erhalten habe. Früher hätten dieſe Keſſel den Uebel- 
ſtand gezeigt, daß ſie ſchwierig von Keſſelſtein frei zu halten waren. 
Neuerdings fei dieſem Uebelſtand abgeholfen. 

Von den eingegangenen Fragen wurden folgende erledigt: 1) 
Wie prüft man, ob die atmoſphäriſche Luft Ozon enthält? Man 
beſtreicht Filtrirpapier mit dünnem Stärkekleiſter, welcher etwas 
Jodkalium enthält. Setzt man dies ozonhaltiger Luft aus, ſo 
wird durch die Wirkung des Ozons Jod ausgeſchieden und dadurch 
der Stärkekleiſter blau gefärbt. 2) Wie bleicht man Elfenbein 
und durch welches chemiſche Mittel geſchieht dies am ſchnellſten? 
Ein chemiſches Mittel konnte nicht angegeben werden, dagegen 
theilte Herr Glockengießer Voß mit, er habe zufällig die Beob- 
achtung gemacht, daß Elfenbein durch längeres Liegen in der Erde 
gebleicht werde. 3) Schwingt ein Pendel in einem tiefen Berg ⸗ 
werksſchachte langſamer als auf der Oberfläche der Erde? Es wurde 
angegeben, daß ein Pendel in einem tiefen Schachte allerdings 
langſamer ſchwingen müſſe als auf der Oberfläche, weil die über 
dem Pendel befindliche Erdſchicht ebenfalls eine Anziehung ausübe; 
die Verzögerung der Schwingungsdauer könne aber nur ſehr un- 
bedeutend fein, weil die Tiefe eines Bergwerksſchachtes im Ver- 
hältniß zum Durchmeſſer der Erde außerordentlich klein ſei. 4) 
Welches iſt die zweckmäßigſte Konſtruktion der Waſſermeſſer und 
warum wird in Stettin die Anwendung eines Waſſermeſſes nur 
bei dem Verbrauch von großen Waſſermengen geſtattet? Herr 
Obermaſchinenmeiſter Kretſchmer erläuterte durch Zeichnung und 
Beſchreibung zwei verſchiedene Konſtruktionen eines Waſſermeſſers 
und bemerkte, daß die allgemeine Einführung der Waſſermeſſer für 
ſpätere Zeiten in Ausſicht genommen ſei. Herr Voß ſagte, daß 
viele Hausbeſitzer mit der Anlage von Waſſerleitungen warteten. 
bis der Gebrauch des Waſſermeſſers allgemein geſtattet ſei. 5) 
Aus wrlchem Grunde iſt das Waſſer der Waſſerleitung noch immer 
trübe? Es wurde erwidert, daß der Schmutz aus den Röhren 
ſtamme. Die Röhren hätten, bevor ſie gelegt wueden, längere 
Zeit in Straßenſchmutz gelegen und ſeien vor dem Einfügen nicht, 


wie dies in andern Städten geſchehen ſei, gereinigt worden. Der 


Schmutz würde bald vus den Röhren weggeſpült und dann das 


Waſſer ganz klar ſein. 6) Kann Arſenik als Zuſatz zu erwärm⸗ 
tem Kohlentheer zur Abwehrung des Wurmes in Schiffsböden 
nutzen, und wird nicht das Arſenik beim Vermiſchen mit heißem 
Kohlentheer ſofort verflüchtigt? Daß das weiße Arſenik oder arfe- 
nige Säure ein wirkſames Mittel zur Abhaltung des Wurmes ſei, 
wurde für höchſt wahrſcheinlich gehalten; Erfahrungen darüber 
waren nicht bekannt. Daß das Arſenik ſich beim Miſchen mit 
heißem Kohlentheer verflüchtige, iſt nicht zu befürchten, da es zum 
Verdampfen eine viel höhere Temperatut erfordert, als man dem 
Kohlentheer zu geben pflegt. 7) Rechtfertigt es die Chemie, daß 
eine Miſchung von Kohlentheer und Petroleum oder Kohlentheer 
und Terpentinöl, das Anſetzen von Schaalthieren ꝛc. an Schiffs- 
boden verhindert? Es wurde angeführt, daß die erwähnten Mi- 
ſchungen allerdings für niedere Thiere giftig ſeien; dagegen wurde 
bezweifelt, daß die wirkſamen Stoffe der Miſchung lange genug 
am Schiffsboden haften ſollten, um das Schiff auch nur für eine 
einzige größere Reiſe gegen das Anſetzen von Schaalthieren ꝛc. zu 
ſchützen. 

— In Friedrichshagen, Synode Paſewalk, iſt der Schullehrer 
Auguſt Schütt; an der franzöſiſch- reformirten Knabenſchule in 
Stettin der Lehrer Hermann Dannenfeld; in Stargard der 
Lehrer Friedrich Schilsky; in Neuendorf, Synode Bahn, der 
zweite Lehrer Friedrich Krüger; in Groß⸗Stepenitz, Synode Wol- 
lin, der dritte Lehrer Johannes Langbein; zu Amts - Vorwerk 
Fiddichow, Synode Bahn, der Schullehrer Friedrich Penkuhn; 
in Stolzenburger Glashütte, Synode Paſewalk, der Schullehrer 
Rudolph Regling feſt angeſtellt. e 

Befördert: 1) der Kreisgerichtsrath Ludwig Alb. Fried- 
länder zu Wittenberge zum Appellationsgerichts - Rath hierjelbft; 
2) der Büreau-Diätarius Johann Gottlieb Haß zu Anklam zum 
Bürau-Aſſiſtenten bei dem Kreisgericht daſelbſt; 3) dem Büreau-Diä⸗ 
tarius Otto Eduard Albert Meyers zu Wollin zum Büreau- 
Aſſiſtenten bei dem Kreisgericht zu Stargard. 

Ernannt: 1) der Kreisgerichtsrath Theodor Hermann Sieg⸗ 
fried Reich hierſelbſt zum Vorſitzenden der Abtheilung des hieſigen 
Kreisgerichts für Strafſachen; 2) der Gerichts-Aſſeſſor Julius Aler- 
ander Euchel hierſelbſt zum Kreisrichter bei dem Kreisgericht in 
Greif enhagen; 3) der Gerichts-Aſſeſſor Heinrich Gottlieb Traugott 
Bengamin Tietz zu Regenwalde zum Kreisrichter bei dem Kreis- 
gericht in Greifenberg i. Pomm. mit der Funktion bei der Gerichts- 
Kommiſſion in Regenwalde. 

Angeſtellt: 1) der Rechtskandidat Franz Friedrich Theodor 
Kiſe ich zu Kammin als Auskultator. 

ss Aus dem Kreiſe Rügen, 7. Februar. Seit drei 
Tagen wird unſere Inſel bereits dan de Sturme heimgeſucht. 
Heute hat derſelbe in einer Weiſe zugenommen, daß man ihn als 
Orkan bezeichnen muß. Vielfach hat derſelbe denn auch Schaden 
angerichtet; jo iſt die Scheune eines bäuerlichen Wirthes zu Dreſch⸗ 
witz umgeworfen, auf gleiche Weiſe auch die Hofmühle eines klei- 
nen Gehöfts in der Nähe von Bergen zerſtört und vielfach finden 


ſich Allee- und Obſtbäume abgebrochen. a RT 
onnabend zum Sonntage ſoll auch gegen 


In der Nacht vom © 
Rügenhof ein Stralſunder Fiſcherboot vom Sturme umgeworfen 
ſein. Die aus zwei Mann beſtehende Beſatzung ſoll, ſich an die 
Maſtſpitzen anklammernd, erſt nach ſtundenlangem Hülferufen von 
Rügenhof aus gerettet fein, ganz erſchöpft und auf den Waſſertod 
gefaßt. 

Demmin, 8. Februar. In dieſem Sommer gedenken wir 
in unſerem freundlichen Städtchen ein allgemeines Geſangfeſt zu 
feiern. Da ſchon 23 auswärtige Geſangvereine ihre Mitwirkung 
zugeſagt haben, ſo verſpricht die Betheiligung eine ſehr erfreuliche 
zu werden. 


Neueſte Nachrichten. 

Frankfurt a. M., 8. Februar. In der heutigen Sitzung 
der Bundesverſammlung berichtete die Reklamations-Kommiſſion über 
die Beſchwerde des Roſtocker Magiſtrats in der Angelegenheit des 
Nationalvereins und beantragte in der Hauptſache, die Verfamm- 
lung möge fi für inkompetent erklären. Die Abſtimmung ſoll in 
vierzehn Tagen erfolgen. 

Peſth, 8. Februar. In der heutigen Sitzung des Unter- 
hauſes wurde der Adreßentwurf verleſen. Derſelbe dankt für die 
in der Thronrede ausgeſprochenen Fonftitutionellen Geſinnungen des 
Monarchen, für die in derſelben eröffnete Ausſicht einer baldigen 
Beendigung der bisherigen Lage Ungarns, für die Annahme der 
pragmatiſchen Sanction als Ausgangspunkt, und für die Anerken- 
nung der Integrität der ungariſchen Krone. Der Landtag werde 
dahin ſtreben, daß der Wille des Königs und die berechtigten 
Wünſche der Ration in Einklang geſetzt und zuſammen verwirklicht 
werden. Die pragmatiſche Sanction habe die Einheit und Untheil⸗ 
barkeit der Manarchie, aber auch die ſtaats rechtliche Unabhängigkeit 
und adminiſtrative Selbſtſtändigkeit Ungarns feſtgeſtellt; beide ſtän⸗ 
den mit einander nicht im Widerſpruche und es ſei nun die Auf- 
gabe, beide mit einander in Einklang zu bringen. Die Adreſſe 
erkennt an, daß es Verhältniſſe gebe, welche Ungarn gemeinſchaft⸗ 
lich mit den übrigen Ländern der Monarchie intereſſiren. Der 
Landtag werde beſtrebt ſein, bezüglich deren Feſtſtellung und Be⸗ 
handlungsart ſolche Beſtimmungen ins Leben zu rufen, welche ohne 
Gefährdung der Selbſtſtändigkeit Ungarns dem Zwecke entſprechen 
werden. Ein hierauf bezüglicher Vorſchlag werde unverzüglich aus⸗ 
gearbeitet werden. Die Adreſſe drückt ihre Freude darüber aus, 
daß alle Länder verfaſſungsmäßig regiert werden ſollen; die ver⸗ 
faſſungsmäßige Freiheit der Transleithaniſchen Länder ſei die Stütze 
der Freiheit Ungarus. „Wir wollen, wird geſagt, mit den andern 
Ländern der Monarchie wie eine ſelbſtſtändige, freie Nation mit 
der anderen unter Wahrung unſerer und ihrer Unabhängigkeit in 
Berührung treten.“ Das Ottoberdiplom habe die Verfaſſungsmä⸗ 
ßigkeit in der ganzen Monarchie eingeführt, jedoch habe die unga- 
riſche Verfaſſung ihren Urſprung nicht in demſelben, und 
Ungarn würde durch Annahme des Diploms die Grundrechte 
ſeiner Verfaſſung vernichten. Das Februarpatent würde die 
Gefahren des Oktoberdiploms nur noch erſchweren. Der ungariſche 
Landtag, heißt es weiter, wird bemüht ſein, Vorſchläge zu machen, 
welche die Selbſtſtändigkeit Ungarns wahren und den Lebens bedin⸗ 
gungen der Monarchie entſprechen. Die Adreſſe erklärt, daß der 
Landtag, wie er dies bereits im Jahre 1861 ausgeſprochen habe, 
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bereit ſei, auf die Reviſion der Geſetze von 1848 einzugehen. 
Gleichzeitig wird jedoch um Reſtituirung der Geſetze und der Krö- 
nung gebeten, durch welche erſt der Gefetzgebung die Modiſizirung 
von Geſetzen ermöglicht werde. Die Adreſſe dankt für die Beru- 
fung der Landtage Croatiens, Slavoniens und Siebenbürgens, 
ſpricht jedoch ihr Bedauern darüber aus, daß nicht auch Vertreter 
Dalmatiens vom Kaiſer einberufen worden ſeien, bitten um dle 
Berufung der Vertreter von Fiume und der Militärgrenze, um 
Amneſtirung aller politiſchen Verurtheilten, betont die Rechtskonti⸗ 
nuität und bittet im Sinne der ungariſchen Geſetze um eine par⸗ 
lamentariſche Regierung, um ein verantwortliches Minifterium für 
Ungarn und um Wiederherſtellung der Landes municipien. Ein ver⸗ 
antwortliches Miniſterium würde das Vertrauen der Krone und der 
Nation beſitzen und den Ausgleich erleichtern. Die Adreſſe ſchließt: 
„Möge Ew. Majeſtät überzeugt ſein, daß unſere Anhänglichkeit an 
unſere Verfaſſung und unſere Anhänglichkeit an das Königl. Haus, 
welches unſere Nation auf Grund der Verfaſſung freiwillig und 
frei auf den ungariſchen Thron erhoben hat, aus einer und der⸗ 
ſelben Quelle entſpringt — aus der reinſten Quelle der Pletät.“ 

Brüſſel, 8. Februar, Nachmittags. Der Senat beſchloß 
in heutiger Sitzung mit 33 Stimmen gegen 15, die Todesſtrafe 
beizubehalten. Der Juſtizminiſter hatte vorgängig erklärt, er ſehe 
in der Streichung derſelben aus dem Strafkodex keine Gefahr. 

Florenz, 8. Februar, Vormittags. In Folge der im fpa- 
niſchen rothen Buch enthaltenen bedenklichen Erklärungen des 
Madrider Kabinets in Bezug auf das Königreich Italien hat das 
Florentiner Kabinet eine energiſche Note nach Madrid abgehen 
laſſen. 

London, 8. Februar, Nachmittags. (Priv.⸗Dep. d. Berl. 
B.- Z.“) In der heutigen General -Verſammlung der Geſellſchaft 
der Berliner Waſſerwerke wurde die Emiſſion der noch nicht ver- 
ausgabten 13,000 Stück Aktien beſchloſſen. Die Dividende für 
das 2. Semeſter 1865 wurde auf 6 sh. 6 d. pro Aktie feſt⸗ 
geſetzt. 

e Depeſche der Stettiner Zeitung. 

Paris, 9. Februar. Der „Moniteur“ veröffentlicht eine 
Depeſche Montholons an Drouyn vom 23. Jan. Montholon 
giebt darin Rechenſchaft von den Schritten, welche er in Folge der 
Ereigniſſe von Bagdad gethan, [und erklärt, die Unions⸗Reglerung 
habe alle Maßregeln beſchloſſen, welche conſtattren, ſie ſei durchaus 
entſchloſſen, ſich nicht durch Flibuſtier und Agenten Juarez's in 
einen Konflilt mit Frankreich hineinziehen zu laſſen. 


ee rt orfen:-Werichte. 

ettin, 9. Februar. Witterung: veränderlich. Temperatur 4-6 0 

Wind: Welt. R ne nd 
Weizen wenig verändert, loco pr. 85pfd. gelber 65—69 „ bez., 

mit Auswuchs 73pfd. und 77pfd. 44 u. 45 . bez., 83—85pfd. gelber 

Februar⸗März 68 ½ % Br., Frühjahr 69%, ½ 9% bez., Br. u. Gd. 

27 5 a S bez., Gd. u. Br., Juni-Juli 72 % Gd., Juli Auguſl 
Roggen gut behauptet, pr. 2000 Pfd. loco 46—48½ 7% bez., Februar⸗ 

März 46 ½ c bez., Frühjabr 47½, % ½ . bez. u. Gd., Mai⸗Juni 

48 ½, / . bez. u. Br., 15 Gd., Juni⸗Juli 49½ % Gd. 

ach d. 35½ —39 7%. bez., geringe Futter⸗ 33 ½ bez., 


deo per 


Erbſen, loco 46-481, 7 bez., Frühjahr Futter- 49% & bez. 
rest Teen, In 1004 . 5, B. 146 5 — 
„ Ma r., April⸗Mai r. d. tbr. 
Or. 13% , Br., 18 Gd. 3 5 in ERS 
piritus wenig verändert, loco ohne Fa I, Y%ı bez., ſuce. 
Lieferzeit 14% 4 bez., Februar⸗März 141Y,, 28 bez. Fah 145 
75 12 9 % 3. Gd., Mai-Juni 15 ½ , Gd., Juni⸗Juli 
5 5 ez. 

"Berlin, 9. Februar, 1 Uhr 55 Min. Nachmittags. Staatsſchuld⸗ 
ſcheine 89 bez. Staats⸗Anleihe 4½ % 100% bez. Berlin⸗ Stettiner Eiſen⸗ 
bahn⸗Aktien 136 ½ bez. Stargarb-Pofener Eifenb.-Actien 97 ¼ Gd. Oeſterr. 
National-Anleihe 64 ½ bez. Pomm. Pfandbr. 93%, bez. Oberſchleſ. Eiſen⸗ 
bahn⸗Aktien 178½ bez. Amerikaner 72 ½ bez. 

Roggen Februar 46 ½ bez., / Br. Früh. 47½ bez., 47 Br., Mai⸗ 
Juni 487, 47%, bez. Rüböl loco 16 Br., Februar 15% bez. u. Br., Fe⸗ 
bruar⸗März 1519, bez., April⸗Mai 15¾, 1½ bez., Spiritus loco 141%, 


197 Bene Wes 14/12, Ya bez., April- Mat 14½, ½ bez., Mai⸗Juni 
15½, 1% bez. 
amburg, 8. Februar. Getreidemarkt ſehr rubig. Weizen per 
PR. 5400 d. netto 116 Bkothlr. Br. 114 Gd. Per pri ai 117 
Br., 116½ Gd. — Roggen per Februar 5000 Pfd. netto 82 Br., 80 Gd. 
Per April-Mai 80½ Br. u. Gd. — Oel faſt geſchäftslos, per Mai 33 ½, 
per Oktober 27/1. — Kaffee verkauft 5400 Sack Rio ſchwimmend. — Zink 
15 Mk. 14 Sh. gefordert, ruhig. Regen und Hagel mit Sturm. 
Amſterdam, 8. Februar. Getreidemarkt. (Schlußbericht.) Roggen 
unverändert. Raps geſchäftslos, für Herbſt preishaltend. 


— Stettin, den 9 Februar. N 
Berlin | kurz == Pom. Chauss.- 

„4 Mt. 88 bau-Obligat. 5 — 
Hamburg . . 6 Tag.“ 152% G [Used.- Wollin. 

8 . 2 Mt.] 151% B Kreis-Oblig. 5 
Amsterdam + 8 Tag.“ 144 G St. Str.-V.-A. 4 en 

2 2 Mt. — Pr. Nat.-V.-A. 4 117 B 
London 10 Tag.] 6 25% bz Pr. See-Assec. 
51 Mt.] 6 22% bz [Comp.-Act. 4 — 
Paris 10 Tg. 81 ½ bz Pomerania 4 110 B 
EEE OT Mt. — Union 4 102 B 
Bordeaux 10 Tg. — St.Sp-ich.-Act.| 5 = 
= 2 Mt. — V.-Ppeich.-A. 5 = 
Bremen 8 Tag. — Pomm. Prov. 

8 3 Mt. — Zuckers.-Act. 5 1200 B 
St. Petersbg. 3 Weh. — N. St. Zucker- 
Wien 8 Tag. —— Sieder.- Actien| 4 2 

e 2 Mt. Mesch. Zucker- 
Preuss. Bank 5 Lomb. 7½ % Fabrik-Anth. 4 — 
Sts.-Anl.5457 4½ — Bredower „ 4 — 
5 P 5 > Walzmühl-A. -| 5 — 
St.-Schldsch. | 3½ — St Portl.- Cem. 
P. Präm.-Anl.| 3%, — Fabrik 4 — 
Pomm.Pfdbr.| 3½ = Stett. Dampf 
5 „ 4 > Schlepp-Ges. . 5 300 B 
„ Rentenb 4 — Stett. Dampf- 

Ritt. P.P.B.A. schifls-Verein -| 5 — 
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